
SPIEGEL: Herr Gabriel, Sie haben in Mos-
kau Wladimir Putin getroffen. Wie hat
er auf Sie gewirkt? 
Gabriel: Freundlich im Ton, hart in der Sa-
che. Ich habe ihm gesagt, welch große
Verantwortung auch er ganz persönlich
hat, um eine drohende neue Spaltung
Europas doch noch zu verhindern. 
SPIEGEL: Viele Beobachter sagen, Putin
lebe wie in einer anderen Welt.
Gabriel: Ich halte nichts von Küchenpsy-
chologie. Aus europäischer Sicht verstößt
das russische Vorgehen auf der Krim
schlicht gegen das Völkerrecht. Klar ist
aber auch: Wir brauchen eine Deeskala-
tion, und die kann es nur über Gespräche
geben. Es geht jetzt nicht um die Alter-
native, ob man „weich“ oder „hart“ rea-
giert, sondern wir müssen klug handeln. 
SPIEGEL: Waren Sie als Kurier der Kanzle-
rin unterwegs?
Gabriel: Die Reise war schon länger ge-
plant. Es sollte eine normale Wirtschafts-
reise sein. Doch der eigentliche Zweck
gerät natürlich in Anbetracht der aktuel-
len Ereignisse in den Hintergrund. Aber
selbstverständlich habe ich mich mit Bun-
desaußenminister Steinmeier und Kanz-
lerin Merkel eng abgestimmt. 

SPIEGEL: Wie erleben Sie Angela Merkel?
Anders als zwischen 2005 und 2009, wäh-
rend der vorigen Großen Koalition?
Gabriel: Ehrlich gesagt, genauso offen und
fair, wie ich sie damals erlebt habe. Mit
Sicherheit verfügt sie heute über einen
noch größeren Erfahrungsschatz. Und
auch der Respekt, den sie im Ausland ge-
nießt, ist weiter gewachsen.
SPIEGEL: Sind Sie noch erster Vorsitzender
des Angela-Merkel-Fanclubs in der SPD,
so haben Sie sich einmal bezeichnet?
Gabriel: Dass ich sie persönlich schätze,
auch wenn ich mit ihr in einer Reihe von
politischen Fragen nicht übereinstimme,
ist kein Geheimnis. Und meine Erfahrung
ist, dass sie sich an das hält, was man ge-
meinsam verabredet. Und wir haben eine
Menge verabredet. Vom Mindestlohn
über faire Renten über die Begrenzung
des ausufernden Sektors mit Leiharbeit
und Werksverträgen bis hin zu Milliar-
deninvestitionen in Bildung und Wissen-
schaft. Ich bin sicher, dass wir diese so -
zialdemokratischen Projekte gemeinsam
umsetzen werden.
SPIEGEL: Lernen Sie von Angela Merkel?
Gabriel: Ebenso wie bei Gerhard Schröder
kann man von Angela Merkel lernen,
dass man nicht bei jedem Rauschen im
Blätterwald gleich nervös werden muss.
Und dass auch bei Koalitionskonflikten
nichts so heiß gegessen wird, wie es öf-
fentlich hochgekocht wurde. 
SPIEGEL: Gerhard Schröder schätzte auch
das Machtwort. Er regierte mit „Basta!“.
Gabriel: Aber nur in der eigenen Partei,
nicht gegenüber dem Koalitionspartner.
SPIEGEL: Das macht’s nicht besser. Ist Ih-
nen dieses Instrument fremd?
Gabriel: Es ist mir wesensfremd (lacht).
SPIEGEL: Ist für Sie vorstellbar, dass Merkel
2015 aufhört?
Gabriel: Warum sollte sie?
SPIEGEL: Um nicht eines Tages aus dem
Amt getragen zu werden.
Gabriel: Ich halte nichts von solchen Spe-
kulationen. 
SPIEGEL: Horst Seehofer wünscht sich gar,
dass sie über 2017 hinaus weitermacht.
Gabriel: Und wir werden als Sozialdemo-
kraten alles dafür tun, dass diese Progno-
se nicht eintrifft. Frau Merkel hat mal ge-
sagt, es sei ihr völlig klar, dass unser Inter -

esse als SPD sei, dass es 2017 einen Wech-
sel gibt. Ich habe ihr nicht widersprochen.
Es widerspricht sich ja nicht, dass man
im politischen Wettbewerb Konkurrent
ist und dennoch ein professionelles und
menschlich vertrauensvolles Verhältnis
zueinander hat.
SPIEGEL: Aber alles, was Sie jetzt an der
Bundeskanzlerin loben, das Gelassene,
das Abwartende, haben Sie zu Opposi -
tionszeiten mit viel kritischeren Vokabeln
belegt. Hat Ihre Perspektive gewechselt,
weil Sie jetzt am Kabinettstisch sitzen
dürfen?
Gabriel: Die Politik hat gewechselt: Vor
der Wahl war Frau Merkel gegen den ge-
setzlichen Mindestlohn. Jetzt machen wir
ihn. Vor der Wahl war angeblich alles gut
bei der Energiewende. Jetzt sorgen wir
gemeinsam dafür, dass sie bezahlbar
bleibt. Und vor der Wahl waren CDU
und CSU strikt gegen die doppelte Staats-
bürgerschaft. Jetzt werden in Deutsch-
land geborene und aufgewachsene Kin-
der genau diese doppelte Staatsbürger-
schaft bekommen. Zu diesem Wandel der
politischen Positionen fallen mir nun mal
nur positive Adjektive ein. 
SPIEGEL: „Wegducken“, „entscheidungs-
schwach“, „aussitzen“ – waren das zu Op-
positionszeiten nicht Ihre Worte?
Gabriel: Für die letzte Bundesregierung
aus Union und FDP galt das ja auch. Der
Preis der Wiederwahl von Angela Merkel
zur Kanzlerin war aber, dass sich diese
Politik mit der SPD ändern musste. Im
Übrigen habe ich Angela Merkel auch zu
Oppositionszeiten nur in der Sache kriti-
siert, aber nie als Person. 
SPIEGEL: Sie sind plötzlich so gelassen. 
Gabriel: Als Umweltminister saß ich schon
optisch am Ende des Kabinettstisches und
war eigentlich nur für meine Ressortbe-
lange verantwortlich. Jetzt hafte ich für
das Ganze, für den Erfolg der gesamten
Koalition. Übrigens auch für die Positio-
nen, die durch die Union in den Koali -
tionsvertrag gekommen sind. Und ich bin
überzeugt von diesem Koalitionsvertrag.
Er ist gut für die Menschen in Deutsch-
land. Und wenn ich von etwas überzeugt
bin, bin ich auch gelassen. 
SPIEGEL: Was sich SPD und Union in der
Affäre um den SPD-Innenpolitiker Eda-
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thy gegenseitig vorwerfen, zeugt nicht
von großer Gelassenheit. 
Gabriel: Der Fall Edathy und der Rücktritt
von Minister Friedrich, den ich persönlich
hoch schätze, sind ja schon fast tragisch.
Natürlich war das eine schwere Belastung
für die Koalition. Er ist der erste Minister
in Deutschland, der für sein anständiges
Verhalten zurücktreten musste. Er wollte
Schaden nicht nur von der SPD, sondern
auch vom Land abwenden. Dass die Union
und insbesondere die CSU darüber ent-
täuscht und auch zornig ist, dass ein
 ausgesprochen anständiger Mensch wie
Hans-Peter Friedrich auf diese Art sein
Amt verliert, kann ich wirklich verstehen. 
SPIEGEL: Er wollte Schaden von der Koali-
tion abwenden, das ist nicht dasselbe.

War um haben Sie nicht ein wenig gewar-
tet, bis Sie Friedrichs Hinweis auf den Kin-
derporno-Verdacht gegen Edathy weiter-
erzählt haben? Die Koalitionsverhandlun-
gen hatten ja noch gar nicht begonnen.
Gabriel: Ich hatte aus meiner Sicht die
Pflicht, die Führung der SPD-Fraktion
darüber zu informieren, weil wir mitten-
drin waren, die Führung in der neuen
SPD-Bundestagsfraktion zu besetzen.
Und dafür wäre Sebastian Edathy auch
ohne Regierungseintritt der SPD in Frage
gekommen. Darüber hinaus spreche ich
deshalb davon, dass auch Schaden vom
Land abgehalten wurde, weil Sebastian
Edathy damals ein sehr prominenter
SPD-Innenexperte war, der natürlich im
Fall des Regierungseintritts der SPD für
ein Staatsamt in Frage gekommen wäre.
Mich würde heute jeder fragen, wieso
ich das alles nicht verhindert hätte, wo
ich doch wusste, welcher Verdacht auf
Edathy lastete. 
SPIEGEL: Hätten Sie Minister Friedrich also
nicht entlassen? 
Gabriel: Ich bin dazu nicht gefragt worden. 
SPIEGEL: Deshalb fragen wir jetzt.
Gabriel: Es ist ja kein Geheimnis, dass we-
der ich noch die SPD diese Entscheidung
für zwingend gehalten haben. 
SPIEGEL: CSU-Chef Horst Seehofer nennt
Sie trotzdem „geschwätzig“. 
Gabriel: Sie merken ja gerade, dass ich es
mindestens im Gespräch mit dem SPIE-
GEL nicht bin. 
SPIEGEL: Herr Gabriel, wir führen dieses
Gespräch wegen Ihrer Termine in Brüssel.
Mit der EU-Kommission diskutieren Sie
über die Subventionen für Ökostrom. In
diesem Jahr zahlen die deutschen Strom-
kunden 22 Milliarden Euro extra für die
Energiewende. Noch dazu steigt der CO2-
Ausstoß, den wir eigentlich damit verhin-
dern wollen. Wie passt das zusammen?

* Nikolaus Blome und Horand Knaup in Brüssel.

Gabriel: Das sind in der Tat die Kosten der
Entwicklung einer völlig neuen Techno-
logie: der erneuerbaren Energien. Damit
haben wir rund 300000 neue Arbeitsplät-
ze und eine neue Industrie in Deutsch-
land geschaffen. Heute ernten wir die
Früchte dieser Technologieentwicklung,
denn Sonnen- und Windenergie sind
nicht mehr teurer als konventionell er-
zeugter Strom. Dass der CO2-Ausstoß aus
Kohlekraftwerken in Deutschland gestie-
gen ist, hat seine Ursache im kaputten
europäischen Emissionshandel. Der Preis
für den CO2-Ausstoß ist so niedrig, dass
es sich lohnt, viel Kohle zu verstromen.
Das ändern wir nicht mit nationalen Mit-
teln, sondern nur mit einer Reform des
Emissionshandels in Europa. Und anders

als die alte Bundesregierung aus Union
und FDP macht die Große Koalition mit
der SPD-Umweltministerin Barbara Hen-
dricks jetzt Druck. Deutschland ist wieder
treibende Kraft für diese so dringend nö-
tige Reform und nicht mehr der Haupt-
bremser wie in den letzten Jahren. 
SPIEGEL: Der Strompreis steigt weiter …
Gabriel: … Strom wird nicht billiger, das
habe ich von Anfang an gesagt. Wir müs-
sen und wollen aber den unkontrollierten
Anstieg in den Griff kriegen. Das ist
schwierig genug. Und vor allem müssen
wir verhindern, dass wegen der hohen
Strompreise die Industrie in Scharen aus
Deutschland abwandert. 
SPIEGEL: Das liegt vor allem an den neuen
Energievorkommen in den USA.
Gabriel: Auch, aber der entscheidende
Grund ist, dass wir inzwischen einen er-
heblichen Teil unserer Staatsfinanzierung
über Energiesteuern bestreiten. Das ist
in den USA anders. Wir finanzieren da-
mit auch unser Bildungssystem, unsere
Kulturförderung, unsere Rentenversiche-
rung. All das gibt es so in Amerika nicht.
SPIEGEL: Das heißt, wir lassen im Keller
das Licht brennen fürs Stadttheater?
Gabriel: Die Lage ist zu ernst für solche
Witze. Deutschland und ganz Europa ste-
hen vor einer gewaltigen  Herausforderung.
Die Strompreise hier sind doppelt so hoch

wie in den USA. Wenn wir nicht mindes-
tens unsere Industrie entlasten, droht uns
eine Deindustrialisierung. Das ist keine
plumpe Propaganda der Wirtschaft, son-
dern bittere Realität. Eigentlich müssten
wir in Europa darüber nachdenken, wie
wir die staatlich induzierten Belastungen
reduzieren. Ich weiß, wie schwer das ist.
Aber was vor einigen Jahren zu hohe
Lohn- und Sozialkosten waren, sind heute
die wachsenden Energie- und Rohstoffkos-
ten. Sie bedrohen die Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen und der europäischen
Industrie. Und wenn wir diese Basis für
unsere Volkswirtschaft nicht erhalten, wer-
den wir weder erneuerbare Energien noch
den sozialen und kulturellen Standard in
unserem Land erhalten können. 
SPIEGEL: Aber der Staat nimmt 2014 doch
mehr Geld denn je ein. Warum geben Sie
nicht einen Teil zurück, etwa bei der
Stromsteuer oder der kalten Progression?
Gabriel: Wir brauchen das Geld, um unse-
re Staatsschulden abzubauen. Wir kön-
nen ja nicht weitermachen wie bisher, wir
müssen Überschüsse erzielen, um den
Schuldenberg abzutragen. Wenn das ge-
lingt, könnten wir auch über andere Sa-
chen reden. Allerdings stimme ich dem
designierten neuen DGB-Vorsitzenden
Reiner Hoffmann zu: Wir müssen die kal-
te Progression reduzieren, denn sie ist
ungerecht. Schon vor der Wahl haben wir
vorgeschlagen, die mittleren Einkommen
zu entlasten und stattdessen sehr hohe
Einkommen etwas mehr zu belasten. Das
aber war mit der Union leider nicht zu
machen (siehe Seite 64).
SPIEGEL: Hier in Brüssel geht auch die
Angst um, dass die antieuropäischen Par-
teien enormen Zulauf bei der anstehen-
den Europawahl haben werden.
Gabriel: Dagegen werden wir kämpfen, be-
sonders meine Partei. Wenn es vor ein
paar Monaten die Frage gab, ob wir die
Europäische Union noch brauchen, ist sie
mit dem Ausbruch der Krise in der Ukrai-
ne eindeutig mit Ja beantwortet. Man
kann in diesen Tagen doch mit Händen
greifen, wie wertvoll die EU ist. Dort, wo
die Kraft eines geeinten und demokrati-
schen Europa noch nicht wirkt, wissen
Menschen manchmal besser, wie wichtig
dieses größte Zivilisationsprojekt auf un-
serem Kontinent ist. Europa ist mehr als
ein Binnenmarkt, mehr als eine gemein-
same Währung. Europa ist eine einzig -
artige Idee vom Zusammenleben der Völ-
ker. Friedlich, demokratisch, freiheitlich
und mit dem Anspruch auf gegenseitige
Solidarität. Eine Idee, in der die Herr-
schaft des Rechts im Mittelpunkt steht
und nicht das Recht der Herrschenden.
SPIEGEL: Sie haben an der EU nichts aus-
zusetzen?
Gabriel: Natürlich habe ich das. Die Euro-
päische Union ist nicht fehlerlos, sie ist
überbürokratisiert und gerade im Süden
heute auch sozial ungerecht. Wir müssen
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Gabriel, SPIEGEL-Redakteure*
„Ich bin ganz gelassen“

„Europa ist für unsere Kinder und Enkel die einzige 
Chance, eine Stimme in der Welt zu haben.“ 



Europa verändern, weiterentwickeln, mo-
dernisieren. Aber es gibt keinen einzigen
Grund, Europa in Frage zu stellen. Eu -
ropa ist für unsere Kinder und Enkel die
einzige Chance, eine Stimme in der Welt
zu haben. Allein hat keine europäische
Nation eine Chance, gehört zu werden.
Selbst Deutschland auf Dauer nicht.
SPIEGEL: Das Bundesverfassungsgericht
hat zur Stellung des Europaparlaments
gerade ein umstrittenes Urteil gefällt.
Gabriel: Es steht einem Regierungsmitglied
nicht an, das Verfassungsgericht zu kriti-
sieren.
SPIEGEL: Wieso eigentlich nicht? Die kriti-
sieren Sie doch auch.
Gabriel: Die Entscheidung wird unabhän-
gig getroffen und ist zu respektieren.
Wenn Sie mich aber nach meiner politi-
schen Bewertung fragen: Ich habe wenig
Verständnis dafür, dass anhand einiger
formaler Kriterien erklärt wird, das Eu-
ropäische Parlament sei gar kein richtiges
Parlament, und deshalb brauche man
auch keine Fünf- oder Dreiprozenthürde,
um es vor Zersplitterung zu schützen.
Zum Beispiel entscheidet jetzt zum ersten
Mal das Parlament über den Präsidenten
der EU-Kommission. Das ist ein wichtiger
Schritt hin zu mehr Demokratie.
SPIEGEL: Beim Kommissionspräsidenten
wollen aber die Staats- und Regierungs-
chefs das letzte Wort haben, oder?

Gabriel: Ehrlich gesagt haben sie höchstens
das erste Wort. Das letzte hat das Parla-
ment. Und das ist auch gut so. Die Ent-
scheidung in den Hinterzimmern muss
der Vergangenheit angehören. Oft genug
sind dabei schwache Eurokraten heraus-
gekommen, weil die Staats- und Regie-
rungschefs selbst stark wirken wollen.
Jetzt entscheidet das Parlament. Nach
meinem demokratischen Verständnis ist
es so, dass derjenige mit einer Mehrheit
im Parlament auch einen Anspruch auf
den Kommissionsvorsitz hat.
SPIEGEL: Kann Frau Merkel entscheiden,
ohne mit Ihnen gesprochen zu haben?
Gabriel: Wir werden auch diese Frage ge-
meinsam entscheiden, wenn sie ansteht.
Nach der Europawahl. 
SPIEGEL: Ist es möglich, dass bei einem
Patt weder der Sozialdemokrat Martin
Schulz noch Jean-Claude Juncker, der
Spitzenkandidat der Konservativen,
Kommissionspräsident wird?
Gabriel: Ich kann nur hoffen, dass keiner
auf eine solche Idee kommt. Das müssten
wir den Europäern mal erklären, wenn
es nicht auf Schulz oder Juncker hinaus-
liefe. Nach dem Motto, jetzt passt mal
auf, wir haben euch alle in Wahlen ge-
schickt und so getan, als ob ihr etwas zu
entscheiden hättet, aber am Ende kommt
doch alles anders. Dazu kann ich nicht
raten, das ist politischer Unfug. 

SPIEGEL: Zugleich ist die Europawahl auch
ein innenpolitischer Test, wie die SPD in
der Regierung bewertet wird. In den Um-
fragen stehen Sie kaum besser da als bei
der enttäuschenden letzten Bundestags-
wahl.
Gabriel: Ich bin auch da ganz gelassen. In
den Umfragen zur Europawahl liegen wir
deutlich besser, als das Ergebnis bei der
Wahl von 2009 war.
SPIEGEL: Machen die Zahlen Sie wirklich
zufrieden? Oder bewahrheitet sich der
Satz, egal wer mit Angela Merkel regiert,
bei den nächsten Wahlen geht er baden?
Gabriel: Zufrieden bin ich natürlich nicht,
aber eben optimistisch. Es wird noch bes-
ser werden, denn die Deutschen werden
merken, dass sie mit dem SPD-Kandida-
ten Martin Schulz nach mehr als 50 Jah-
ren endlich wieder die Chance haben,
dass ein Deutscher Präsident der Euro-
päischen Kommission wird. Einer, der
Schluss machen will mit dem Steuer- und
Sozialdumping in Europa. Der nicht län-
ger will, dass die Steuerzahler marode
Banken retten müssen. Und der die Büro -
kratie in Brüssel in die Schranken weisen
will. Jetzt warten wir mal ab, wie die
 Europawahl ausgeht. Ich zitiere nicht An-
gela Merkel, sondern Gerhard Schröder:
Hinten sind die Enten fett. 
SPIEGEL: Herr Gabriel, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.


